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Der Oberbürgermeister

Köln, den

Beigeordneter

Köln, den

Vorsitzender

Köln, den Köln, den

Vorsitzender

Köln, den

Die Planaufstellung ist vom Stadtentwick-

lungsausschuss am

nach § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen und
am                       ortsüblich bekannt-
gemacht worden.

( am                    ) nach § 3 Abs. 1
BauGB stattgefunden.

Für den Planentwurf
Stadtplanungsamt

Dipl. -Ing. Arch.

Amtsleiterin

Köln, den

Es wird bescheinigt, daß diese Planun-
unterlage den Bestimmungen des

§ 1 Abs.2 Plan ZV entspricht.
( Stand                              )

Amt für Liegenschaften, Vermessung
u. Kataster

Vermessungsabteilung

Die Planaufstellung und die öffentliche
Auslegung des Planentwurfes nach

§ 3 Abs. 2 BauGB mit Begründung ist
vom Stadtentwicklungsausschuss

am                             beschlossen

worden.

Köln, den Köln, den Köln, denKöln, denKöln, den

Oberbürgermeister Oberbürgermeister Oberbürgermeister

Der Planentwurf hat in der Zeit

vom                      bis

nach § 3 Abs. 2 BauGB mit Begründung
öffentlich ausgelegen.

Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt

Im Auftrag

Der Planentwurf ist nach § 4 a Abs. 3
BauGB in Anwendung des vereinfachten

Verfahrens nach § 13 BauGB durch Be-
schluss des Rates am

geändert worden.

Dieser Bebauungsplan ist vom Rat in

seiner Sitzung am

nach § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung mit
Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB be-
schlossen worden.

Dieser Bebauungsplan ist nach

§ 10 Abs. 2 BauGB mit Verfügung
vom                         genehmigt worden.

Az.:

Bezirksregierung Köln
im Auftrag

Die ortsübliche Bekanntmachung über die
Genehmigung / den Beschluss des Bebau-

ungsplanes durch den Rat einschließlich
des Hinweises nach § 10 Abs. 3 BauGB
ist am                         erfolgt.

städtischer Vermessungsdirektor

Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat in der
Zeit vom                      bis
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I. Textliche Festsetzungen 

1. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Stellung der baulichen An-
lagen  

1.1 Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO darf die Baugrenze durch untergeordneter Bauteile 
überschritten werden. Untergeordnete Bauteile sind z.B. Erker, Treppen, Vor-
dächer. 

2. Nebenanlagen, Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten  

2.1 Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO sind Stellplätze, Carports und Garagen in der Vor-
gartenzone (Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der Baugren-
ze) unzulässig. 

2.2 In der Vorgartenzone (Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der 
Baugrenze) sind gem. § 14 BauNVO Nebenanlagen mit Ausnahme von  

 1. Wertstoff- und Abfallsammelbehältern  
 2. Fahrradständern 
 3. Zuwegungen 

 unzulässig. 

II.  Gestalterische Festsetzungen 

Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 Abs. 1 und 4 BauO NRW werden folgende 
gestalterische Festsetzungen getroffen: 

1. Vorgärten 

1.1 Der Bereich zwischen der festgesetzten vorderen Baugrenze und der Stra-
ßenbegrenzungslinie / Grundstücksgrenze ist als Vorgarten herzustellen, an-
zulegen und zu erhalten. 

1.2 Vorgärten sind gärtnerisch mit Pflanzen, Sträuchern und Bäumen zu gestalten. 

1.3 Einhausungen oder Eingrünungen der Wertstoff- und Abfallbehälter (Müllbe-
hälterboxen) sind in der Vorgartenzone zulässig. 

2. Einfriedungen 

2.1 Die Einfriedungen sind transparent zu gestalten.  

Zulässig sind: 

 1. Zäune aus Holz oder Metall mit oder ohne Sockel oder Pfeiler 
 2. Hecken als Grundstückseinfriedung oder Hinterpflanzung von Zäunen 

 mit einer Höhe von maximal 1,00 m. 

2.2 Mauern, geschlossene Wände oder andere blickdichte Grundstückseinfrie-
dungen sowie Stacheldraht sind unzulässig. 



III. Hinweise 

1. Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) vom 23. 09. 2004 (BGBl. I S. 2414). 

2. Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23. 01.1990 (BGBl. I S. 
132). 

3. Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 
58). 

4. Es gilt die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauord-
nung - (BauO NRW) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256). 

5. Es gilt jeweils die bei Erlass dieser Satzung geltende Fassung (Hinweise 1-4). 

6. Innerhalb des Plangebietes bestehende Rechtssetzungen aufgrund des 
Preussischen Fluchtliniengesetzes, des Aufbaugesetzes NW, des Bundes-
baugesetzes oder des Baugesetzbuches treten mit der Rechtsverbindlichkeit 
dieses Bebauungsplanes außer Kraft. 


